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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Während des Berichtjahres wurden mehrere Vorstösse zum Thema Urheberrecht im
Internet eingereicht. Das vom Nationalrat überwiesene Postulat Glättli (gp, ZH)
beauftragt den Bundesrat, zu prüfen, inwiefern Schweizer Kulturschaffende
angemessen für den durch den vermehrten Austausch nicht lizenzierter Werke im
Internet verursachten Einkommensausfall entgolten werden könnten. Neue Formen der
Urheberrechtsentschädigung müssten geschaffen werden bei gleichzeitiger Einhaltung
der Grundrechte und Privatsphäre der Internetnutzer. Mögliche
Urheberrechtsentschädigungen wären beispielsweise eine so genannte „Kulturflatrate“
oder eine marginale Abgabe auf den Datendurchsatz. Dasselbe Ziel verfolgte das vom
Ständerat überwiesene Postulat Recordon (gp, VD). Auch hier wurde eine liberale
Änderung des Urheberrechts angestrebt. Insbesondere sollte der Bundesrat prüfen,
inwiefern Pauschalen, welche dann als Entschädigung für die Kulturschaffenden
eingesetzt werden könnten, von den Internetusern erhoben werden könnten. 1

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
MÄDER PETRA

Medien

Neue Medien

Eine Motion Glättli (gp, ZH), die der Nationalrat 2014 als Erstrat behandelte, verlangte im
Rahmen der geplanten Teilrevision des Fernmeldegesetzes die Festschreibung der
Netzneutralität, die vor diskriminierenden Eingriffen in den im Internet stattfindenden
Datenverkehr schützen soll. Obwohl der Bundesrat die unklare Gesetzeslage in diesem
Bereich anerkannte, erachtete er eine gesetzliche Regelung zum gegebenen Zeitpunkt
aufgrund Abwartens eines bundesrätlichen Berichts zum Fernmeldemarkt sowie
aufgrund fehlender Anwendungsbeispiele als verfrüht. Eine "unheilige" Allianz im
Nationalrat liess sich durch diese Antwort nicht beeindrucken und stimmte dem
Anliegen mit 111 gegen 61 Stimmen aus der Mitte zu. 2

MOTION
DATUM: 17.06.2014
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession 2015 revidierte die Kantonskammer mit 26 zu 17 Stimmen den
im Vorjahr vom Nationalrat gefällten positiven Entscheid zur Motion Glättli (gp, ZH) mit
der Forderung nach gesetzlicher Festschreibung der Netzneutralität. Dabei folgte der
Ständerat der Mehrheit der vorberatenden KVF-SR, gemäss welcher die vom Bundesrat
im Rahmen der Revision des Fernmeldegesetzes vorgesehenen Massnahmen zur
Erhöhung der Markttransparenz dem Anliegen bereits ausreichend Rechnung trügen.
Laut Mehrheitssprecher Imoberdorf (cvp, VS) sei eine Informationspflicht für
Netzanbieter vorgesehen, wobei allfällige Differenzierungen bei der Datenübertragung
offengelegt werden müssten. Ferner verwies Imoberdorf auf die im Vorjahr
beschlossenen Verhaltensrichtlinien, worin sich verschiedene Fernmeldeunternehmen
gegen die Blockierung von Internetdiensten und -anwendungen aussprachen. Eine linke
Kommissionsminderheit sah die Informations- und Meinungsfreiheit der
Konsumentinnen und Konsumenten nach aktuellem Stand weiterhin gefährdet und
forderte erfolglos verstärkte Massnahmen zur Gewährleistung der Netzneutralität. Der
Verhaltenskodex erlaubt es den Netzanbietern, eigene Daten unter gewissen
Umständen priorisiert zu behandeln. 3

MOTION
DATUM: 16.03.2015
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2012, S. 1211; AB NR, 2012, S. 452; NZZ, 23.5.12.
2) AB NR, 2014, S. 1134 f.; TA, 18.6.14
3) AB SR, 2015, S. 229 ff.; Bericht KVF-SR
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